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Nagorni Karabach
kapituliert
Die Bevölkerung steht vor einer ungewissen Zukunft

Aserbaidschan hat dank seiner
militärischen Übermacht
die Kontrolle über die armenisch
besiedelte Region gewonnen.
Ein friedliches Miteinander
ist kaum vorstellbar. Auch für
Armenien ist die Bedrohung
nicht gebannt.

MARKUS ACKERET, MOSKAU

Nagorni Karabach hat knapp 24 Stun-
den der aserbaidschanischen Übermacht
getrotzt, dann musste die Führung des
armenisch besiedelten Gebiets die un-
gleichen Kräfteverhältnisse akzeptieren.
Am Mittwoch um 13 Uhr (Ortszeit) trat
eine Waffenruhe in Kraft, die einer Kapi-
tulation gleichkommt und den von Aser-
baidschan losgetretenen Krieg bereits
beendet. Aufseiten Karabachs forderte
er mindestens 32 Tote und über 200 Ver-
letzte. Um Menschenleben zu retten,
gebe es zu der Waffenruhe keine Alter-
native, machte die Führung der Kara-
bach-Armenier deutlich. Ganz schwie-
gen die Waffen aber auch nach der Ver-
kündung der Waffenruhe nicht.

Furcht vor weiterer Gewalt

Die Vereinbarung war offenbar von den
russischen «Friedenstruppen» vermittelt
worden und scheint die Bedingungen zu
erfüllen, die Aserbaidschan am Vortag
als Voraussetzung für Gespräche zur Zu-
kunft der Region aufgestellt hatte. Zu die-
sen zählen die vollständige Entwaffnung
der militärischen Formationen Kara-
bachs, die Auflösung der quasistaatlichen
Strukturen sowie Gespräche zur «Re-
integration» der Region. Darüber soll ab
Donnerstag in der Stadt Yevlakh gespro-
chen werden. In Baku sagte ein Präsiden-
tenberater, der Plan dafür sei bereits vor-
bereitet. Die Furcht vor Zwangsmassnah-
men und Gewalt ist gross.

Aserbaidschan verkündete gleich-
zeitig das Ende seiner «antiterroristi-
schen Operation»; Karabach habe sich
ergeben. In den Stunden davor war
immer offensichtlicher geworden, dass
die unterlegenen Streitkräfte Karabachs
der aserbaidschanischen Armee we-
nig entgegenzusetzen hatten. Armenien
setzte nach eigenen Angaben keine eige-
nen Truppen ein und widersprach damit
der aserbaidschanischen Darstellung.

Die ganze Nacht über hatte der Be-
schuss mit Artillerie, Raketen und Droh-
nen nicht nachgelassen. In dem auf ein
Rumpfterritorium rund um die Haupt-
stadt Stepanakert geschrumpften Sied-
lungsgebiet rückten die Aserbaidschaner
auch auf dem Boden vor. Den karabachi-
schen Kämpfern fehlte es nicht nur an
Munition und modernen Waffen. Wegen
der monatelangen Blockade der Region
hatten sie auch zu wenig Treibstoff, um
sich innerhalb des Gebiets zu bewegen.

Die russischen «Friedenstruppen», die
nach der Niederlage im Karabach-Krieg
vor drei Jahren als Schutzmacht der Kara-
bach-Armenier installiert worden waren,
griffen nicht ein. Sie brachten aber Zivi-
listen aus den umkämpften Siedlungen
in Sicherheit. Auf Filmmaterial, das der

Fernsehsender der russischen Armee ver-
breitete, war das beklemmende Bild lan-
ger Kolonnen von Evakuierten zu sehen,
die auf dem Stützpunkt der «Friedens-
truppen» Schutz fanden – und vermutlich
nie wieder in ihre zurückgelassenen Häu-
ser zurückkehren werden. Die rund 2000
Personen lagerten unter freiem Himmel
auf dem Flughafen von Stepanakert.

Damit hat der aserbaidschani-
sche Präsident Ilham Alijew sein Ziel,
die vollständige Kontrolle über das zu
Sowjetzeiten aserbaidschanische Gebiet
zurückzuerlangen, mit militärischer Ge-
walt erreicht. Die neunmonatige Blo-
ckade der Region, die einem Aushun-
gern der fast 100 000 Einwohner gleich-
kam, war der makabre Prolog dazu ge-
wesen. Dem Versuch der Abschnürung
hatten sich die Karabach-Armenier ent-
gegengestellt; militärisch hatten sie nun
keine Chance mehr.

Die Zukunft der armenischstämmi-
gen Bevölkerung Karabachs wirkt da-
mit düster. Den Schalmeienklängen aus
Baku traut sie nicht. Zu oft hatten Ali-
jew und seine Propagandisten von der
Auslöschung der armenischen Präsenz
in der an Kulturgütern reichen Gebirgs-
region gesprochen, zu viel Hass hat sich
in den vergangenen dreissig Jahren zwi-
schen den beiden Völkern aufgestaut, als
dass ein friedliches Neben- und Mitein-
ander realistisch erscheint.

Schwere Bürde für Armenien

Auch für Armenien ist die Bedrohung
keineswegs gebannt. Innenpolitisch wird
der unwiederbringliche Verlust Nagorni
Karabachs für Verwerfungen sorgen. Die
Opposition und mit ihr sympathisierende
beträchtliche Teile der Bevölkerung wer-
fen Ministerpräsident Nikol Paschinjan
vor, Nagorni Karabach mutwillig geopfert
zu haben, als er im Grundsatz dessen ter-
ritoriale Zugehörigkeit zu Aserbaidschan
bestätigte. Damit brachte er auch Russ-
land gegen sich auf. Entsprechend kühl
fielen die russischen Reaktionen aus.

Dass Paschinjan darauf verzichtete,
an Karabachs Seite in den Kampf gegen
Aserbaidschan zu ziehen, sehen seine
Gegner als Verrat und Feigheit. Auch
am Mittwoch versammelten sie sich in
der Erewaner Innenstadt. Forderungen
nach einem Umsturz liegen in der Luft.
Paschinjan hatte in seiner Reaktion auf
die Waffenruhe in Karabach die russi-
schen «Friedenstruppen» für die Sicher-
heit der Bevölkerung verantwortlich
gemacht. Zugleich ist abzusehen, dass
Armenien Zehntausende von Karaba-
chern aufnehmen muss – sofern Aser-
baidschan diese überhaupt ziehen lässt.

Aber auch das Verhältnis Armeniens
zu Aserbaidschan ist durch die vorläu-
fige Entscheidung in Karabach nicht
geklärt. Bakus Forderung nach einer
Landverbindung quer durch Armenien
in seine Exklave Nachitschewan ist der
verbliebene Stolperstein für eine Frie-
densregelung zwischen den verfeinde-
ten Nachbarn. Alijews Truppen stehen
an den Grenzen und sind dazu bereit,
Armenien in die Zange zu nehmen, um,
falls nötig, einen solchen Korridor ge-
waltsam zu erzwingen.
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Bio allein
ist nicht die Lösung
Für eine umweltgerechte Ernährung braucht es Kostenwahrheit

mbe. · In der Schweiz wird über die
Ernährung gestritten. Jüngster Aus-
löser ist ein Vorstoss des Bundes, der
eine «Klimastrategie für Landwirt-
schaft und Ernährung» vorgestellt
hat. Die Bundesverwaltung möchte
die Bevölkerung dazu bringen, weni-
ger Fleisch und mehr pflanzliche Pro-
dukte zu essen. So sollen die Treibhaus-
gasemissionen und andere Umwelt-
probleme, die mit der landwirtschaft-
lichen Produktion verbunden sind,
reduziert werden. Der Bund treibt 42
verschiedene Massnahmen voran. Die
Klimastrategie ist ein Beispiel dafür,
wie die Politik mithilfe von Aufklä-
rung und Förderprojekten den Nah-
rungsmittelsektor grundlegend umge-
stalten will.

Der Vorstoss des Bundes kommt bei
den Bauern nicht gut an. Ihnen miss-
fällt, dass die Politik die Tierbestände
in der Schweiz deutlich reduzieren will.
Sie sehen die Fleisch- und Milchpro-
duktion in Gefahr. Zudem wittern sie
Bevormundung und finden, der Staat
habe den Leuten beim Essen nicht
dreinzureden. Für die Bauern stehen

vor allem die Konsumentinnen und
Konsumenten in der Pflicht.Wenn die-
sen der Umweltschutz wichtig sei, so
müssten sie mehr Bio- und Labelpro-
dukte kaufen, sagen sie. Dann werde
die Landwirtschaft von selbst umwelt-
freundlicher.

Allerdings greifen sowohl das
Mikromanagement des Bundes wie
auch die Vorstellungen der Bauern zu
kurz. Damit die mit der Landwirtschaft
und der Ernährung verbundenen Um-
weltprobleme gelöst werden, braucht es
einen neuen Ansatz. Er heisst Kosten-
wahrheit.Ähnlich wie in der Klimapoli-
tik sollten Umweltschäden einen Preis
erhalten. Beispielsweise wäre es auch in
der Landwirtschaft sinnvoll, Lenkungs-
abgaben auf Treibhausgasemissionen zu
erheben, um den Umweltschutz zu för-
dern. Das Prinzip der Kostenwahrheit
würde eine Ernährungs- und Landwirt-
schaftspolitik ermöglichen, die gleich-
zeitig umweltgerecht und liberal ist. Zu-
dem könnte es die verhärteten Fronten
zwischen Veganern und Fleischliebha-
bern aufweichen.
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Die Schweizer Bauern sehen die Milch- und Fleischproduktion in Gefahr. ANNICK RAMP / NZZ

Der Formstand
der Parteien
Ein unübersichtliches Themenfeld
macht den Wahltag unberechenbar

dgy. · Das Interesse an einem Sitz im
Bundeshaus ist bei den kommenden
Wahlen so gross wie noch nie zuvor:
Gegen 6000 Kandidatinnen und Kan-
didaten wollen in den Nationalrat ein-
ziehen – rund 1200 mehr als vor vier
Jahren. Hinzu kommen gut 170 Kan-
didatinnen und Kandidaten bei den
Ständeratswahlen. Von einem brand-
heissen Wahlkampf kann dennoch
kaum die Rede sein. Gut vier Wochen
vor dem Wahltag am 22. Oktober sor-
gen vor allem die Wahlkampfbudgets
für Aufmerksamkeit.

Weil erstmals neue Transparenz-
regeln gelten, müssen Akteure, die eine
Kampagne führen, deren Finanzierung
offenlegen. In der Datenbank der Eid-
genössischen Finanzkontrolle haben bis-
her etwa 260 Parteien, Kandidaten, Ver-
bände oder Vereine ihre Budgets dekla-
riert. Gesamthaft wollen sie rund 50 Mil-
lionen Franken in die eidgenössischen
Wahlen investieren. Am meisten Geld
geben die vier Bundesratsparteien aus.
Jedoch sind die Zahlen unvollständig
und deshalb nur bedingt aussagekräftig.

Interessanter sind der Formstand
der Parteien und die Frage, mit wel-
chen Rezepten die Wählerschaft ange-
sprochen und mobilisiert werden soll.
Nachdem die Wahlen vor vier Jahren
mit der Klimawelle und der Frauen-
offensive spürbare Veränderungen ge-
bracht haben, ist in diesem Jahr kaum
mit grossen Verwerfungen zu rechnen.
Gleichzeitig macht die unübersichtliche
Themenkonjunktur den Wahltag unbe-
rechenbar. Dies, zumal schon kleine Ver-
schiebungen die Rangfolge bei der Par-
teienstärke verändern können.

In einem Überblick hat die NZZ die
Parteien unter die Lupe genommen.
Dabei zeigt sich, dass es der SVP am
besten gelingt, auf aktuelle Themen zu
reagieren und Akzente zu setzen. Der
FDP-Präsident Thierry Burkart ist der-
weil stark damit beschäftigt, seine Par-
tei in wichtigen Fragen zu einigen. Die
Mitte profitiert von ihrem starken Par-
teipräsidenten Gerhard Pfister. Die SP
verstand es in den letzten vier Jahren,
sich im linken Lager als Führungskraft
zu bestätigen, während es die Grünen
verpassten, aus dem Wahlsieg von 2019
etwas zu machen. Auch der GLP man-
gelt es trotz geschicktem Auftritt an
Durchschlagskraft.

Schweiz, Seite 8, 9
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Die Infrastruktur ist nicht bereit
für künftige Wetterextreme
Der Klimawandel hat die heftigen Überschwemmungen in Griechenland und Libyen verstärkt – aber er ist nicht die einzige Ursache

STEPHANIE LAHRTZ

Von Spanien über Griechenland,Bulga-
rien und die Türkei bis Libyen: Anfang
September richteten extremeRegenfälle
dort innert einer Woche verheerende
Verwüstungen an.Allein in Libyen wur-
den bisher fast 4000Tote gefunden.Wei-
tere 10 000 Menschen werden noch ver-
misst. In den anderen Ländern gab es
insgesamt mehr als 30Tote. In allen Un-
glücksgebieten wurden Landschaften,
Orte und Infrastruktur zerstört.

Bei Katastrophen diesen Ausmasses
wird heutzutage sofort die Frage ge-
stellt, welche Rolle der Klimawandel
dabei gespielt hat.Darauf haben Klima-
forscherinnen und -forscher der World
Weather Attribution Group (WWA)
nun eine erste Antwort. Sie haben am
Dienstag Ergebnisse von Modellrech-
nungen publiziert.

Der Klimawandel habe die Septem-
ber-Regenfälle rund ums Mittelmeer
tatsächlich verstärkt, sind die Wissen-
schafterinnen undWissenschafter über-
zeugt. Obwohl die Modellrechnungen
beachtliche Unsicherheiten aufweisen.
«Für die Region Griechenland, Bulga-
rien und die Türkei haben wir heraus-
gefunden, dass wegen des Klimawandels
solch ein Ereignis wie Anfang Septem-
ber bis zu zehnmal wahrscheinlicher
wird und dabei bis zu 40 Prozent mehr
Regen fallen kann», schreibt dasWWA-
Team. In dieser Region hatte es vier
Tage intensiv geregnet.

In Libyen – wo 24 Stunden lang
enorme Wassermassen vom Himmel
fielen – hat der Klimawandel solch
ein Ereignis sogar um bis zu 50-mal
wahrscheinlicher und bis zu 50 Pro-
zent intensiver gemacht. Für Spanien
konnten keine Zahlen berechnet wer-
den. Dort öffnete der Himmel weni-
ger als 24 Stunden seine Schleusen. Für
aussagekräftigeAnalysen benötigen die
Forscher jedoch viele Daten, nicht nur
über das aktuelle Ereignis, sondern
auch aus früheren Jahren. Diese fehl-
ten für eine so kurze, intensive Regen-
phase in Spanien.

Meer ist ungewöhnlich warm

Die Forscher weisen darauf hin, dass
solche Extremereignisse auch künf-
tig nicht alle Jahre zu erwarten seien.
In der Region Griechenland, Bulga-

rien, Türkei könnte es allerdings unge-
fähr alle 10 Jahre dazu kommen, in Zen-
tralgriechenland dagegen nur alle 80 bis
250 Jahre. In Spanien könnte dies alle
40 Jahre auftreten. Die extreme Regen-
menge in Libyen sei derart ausser-
gewöhnlich und stark gewesen, dass dort
so etwas nur alle 300 bis 600 Jahre zu er-
warten sei, schreiben die Expertinnen.

«Das Mittelmeer ist ein Hot Spot für
vom Klimawandel befeuerte Katastro-
phen», sagt Friederike Otto vom Impe-
rial College London, eine der Haupt-
autorinnen der neuen Analyse. Aller-
dings sei es einfacher, dieAuswirkungen
des Klimawandels auf die Hitzewellen
und Brände dieses Sommers zu berech-
nen, als jene auf die Regenfälle.

Auslöser der heftigen und umfang-
reichen Regenfälle in all den Län-
dern war eine spezielle Wetterlage. So
hatte sichAnfang September ein regio-
nal sehr stabiles Hochdruckgebiet mit

Zentrum über den Niederlanden ge-
bildet. Das bescherte uns in Mittel-
europa einen sehr warmen September.
Am Rand des Hochdruckkeils, sprich
in Spanien und Griechenland, kam es
zu heftigen Regenfällen. Zudem hatte
sich über dem östlichenMittelmeer aus
dem Tiefdruckgebiet ein sogenannter
Medicane, der Sturm «Daniel», ent-
wickelt. Ein Medicane ist ein Wirbel-
sturm, der über dem Mittelmeer ent-
steht und in manchen Eigenschaften
einem Hurrikan ähnelt.

Der Sturm zog dann über Griechen-
land nach Libyen. Da das Mittelmeer
derzeit um zwei bis drei Grad wärmer ist
als gewöhnlich, verdunstet mehrWasser.
Die Sturmwolken konnten somit mehr
Feuchtigkeit aufnehmen – und dann als
intensive Regenfälle wieder abgeben.

Doch sowohl die WWA-Gruppe
als auch andere Klimaexpertinnen
und -Experten betonen in diversen

Stellungnahmen, dass keineswegs die
extremen Regenfälle allein zu den ein-
getretenen Katastrophen geführt hät-
ten. Erst in Kombination mit vielen
anderen, insbesondere von Menschen
beeinflussten Faktoren, seien aus den
heftigen Regenfällen die Katastrophen
geworden. «Die Anfälligkeit der Men-
schen und die sich häufenden Kata-
strophen verschlimmerten die Situa-
tion», so die Forscherin Otto gegenüber
Journalisten.

So sei es zum Beispiel in Griechen-
land in den letzten Jahren in der nun
hauptsächlich betroffenen Region zu
einer fortschreitenden Abholzung und
Verstädterung gekommen. Ortschaf-
ten liegen in hochwassergefährdeten
Gebieten. Funktionierende Entwässe-
rungssysteme fehlen.Nach dem extrem
heissen Sommer und den zerstöreri-
schenWaldbränden war das Land dar-
über hinaus ausgedörrt, und die Hilfs-

kräfte waren überlastet. Somit konnten
die plötzlich anfallenden riesigenWas-
sermassen weder aufgenommen noch
kontrolliert abgeleitet werden.

«Nach dem Sturm ‹Daniel› müssen
wir unsere gesamte Politik und unsere
zivile Infrastruktur überprüfen, um bes-
ser auf ein weiteres Ereignis wie dieses
in den kommenden Jahren vorbereitet
zu sein», sagte der griechische Meteo-
rologe Kostas Lagouvardos an einer
Pressekonferenz warnend. Lagouvar-
dos war an der Studie beteiligt.

Fehlende Warnsysteme

In Libyen ist die Lage noch komplexer.
Durch die Kriegsnarben und die anhal-
tende politische Instabilität wurde die
Infrastruktur offenbar seit Jahren nicht
mehr vorschriftsmässig instand gehalten.

Eine wichtige Rolle hat auch die Geo-
grafie gespielt: Südlich der Stadt Derna
mit Tausenden von Toten und Vermiss-
ten befindet sich eine Bergregion mit en-
gen Schluchten. Das erhöhte die Kraft
der durchrauschendenWassermassen er-
heblich. Zwei Dämme brachen.Die Flut
ergoss sich in die Stadt hinein und riss
Häuser und Bewohner ins Meer.Zudem
kam die Flut unglücklicherweise nachts.
Und es fehltenWarnsysteme.

Künftig können wegen des Klima-
wandels an vielen Orten weltweit
extreme Regenfälle häufiger auftreten.
Daher müssten nun nicht nur die jetzt
betroffenen Länder effektive Warn-
systeme etablieren und ihre Infrastruk-
tur verbessern und den neuen Ge-
gebenheiten anpassen, fordern Klima-
forscher weltweit. Und das nicht erst
seit diesem September.

Mitarbeit: Kalina Oroschakoff

Holz aus der Steinzeit
Archäologen entdecken die älteste Balkenkonstruktion der Menschheitsgeschichte – sie wurde vor fast 500 000 Jahren geschaffen

ESTHER WIDMANN

Steinzeit – wenn Sie diesesWort hören,
denken Sie bestimmt sofort an . . . na?
Genau, jedenfalls sicher nicht an Holz.
Und auch Archäologen haben bis-
her die technologische Entwicklung
der Menschheit vor allem anhand von
Steinwerkzeugen rekonstruiert, denn
Stein ist eben, was sich am besten er-
hält. Jetzt aber haben sie im südlichen
Afrika die älteste bisher bekannte
Holzkonstruktion der Menschheits-
geschichte entdeckt.

Die Konstruktion mag nicht beson-
ders spektakulär aussehen, aber sie ist
476 000 Jahre alt und zeigt: UnsereVor-
fahren – die frühen Menschenarten –
verfügten über Denkfähigkeiten, die wir
ihnen bisher nicht zugeschrieben haben.

Holz, erst recht so altes, ist nur in
sehr seltenen Ausnahmefällen erhal-
ten. Es braucht dafür entweder eine
über die Jahrtausende unverändert sehr
trockene oder eine unverändert sehr
nasse Umgebung. In diesem Fall ist sie
sehr nass: Gefunden wurde die Holz-
konstruktion bei den Kalambo-Fällen
an der Grenze von Sambia und Tansa-
nia. Der Fluss stürzt hier mehr als 200

Meter in dieTiefe.Bereits in den 1950er
Jahren wurde hier eine der wichtigs-
ten archäologischen Fundstätten Afri-
kas entdeckt und auch sehr alte Holz-
objekte. Doch bei ihnen liess sich nicht
mehr feststellen, ob sie intentionell be-
arbeitet worden waren.

Mit Werkzeugen bearbeitet

Nun aber präsentieren der Archäo-
loge Larry Barham von der Universi-
tät Liverpool und Kollegen aus Gross-
britannien, Portugal, Belgien und Sam-
bia in der Fachzeitschrift «Nature» fünf
Holzobjekte, die sie 2019 an den Ka-
lambo-Fällen geborgen haben und die
keine Zweifel mehr zulassen: Die dort
lebende Menschenart – möglicherweise
Homo heidelbergensis – benutzteWerk-
zeuge, um Holz zu bearbeiten.

Da sind einmal ein Keil oder eine
Arbeitsunterlage, ein rechteckig zuge-
schnittenes Stück von einem Baum-
stamm mit unbekannter Funktion so-
wie ein Grabwerkzeug, das sich anhand
von ethnografischen Parallelen aus der
Kalahari-Wüste identifizieren lässt.
Diese Objekte sind zwischen 390 000
und 324 000 Jahre alt, das ergab die

Datierung des sie umgebenden Sandes
mit Lumineszenz-Methoden.Mit ihnen
lässt sich nachweisen, wann der Sand
das letzte Mal von der Sonne beschie-
nen wurde, bevor er von Sediment be-
deckt wurde.

Der wichtigste Fund sind jedoch zwei
Holzstücke aus der heimischen Baum-
art Combretum zeyheri, die noch älter
sind, nämlich 476 000 Jahre. Es handelt
sich um eineArt Balken, 140 Zentimeter
lang, der in einem Winkel von 75 Grad
über einem zweiten, längeren Baum-
stamm oder Balken liegt. Entscheidend
ist: Das obenauf liegende Stück Holz
hat auf der Unterseite eine handwerk-
lich gefertigte Aussparung, die die Ver-
bindung der beiden Balken ermöglicht.

In einer Einordnung des Fundes,
die zeitgleich in «Nature» erscheint,
schreibt die Archäologin Annemieke
Milks von der Universität Reading:
Diese Aussparung sowie die weiteren,
zum Teil sehr kleinen Bearbeitungs-
spuren an beiden Holzstücken machten
es unwahrscheinlich, dass sie, imWasser
treibend, zufällig in diese Position zu lie-
gen gekommen seien.

Und es sei ebendiese Bearbeitung,
die den Fund so bedeutsam mache,

schreibt Milks, die an der Ausgrabung
nicht beteiligt war. Denn er zeige, dass
die Individuen an den Kalambo-Fäl-
len nicht einfach irgendwelche Äste
übereinanderstapelten, so, wie ein Tier
ein Nest baut. Nein, hier wurde offen-
bar bewusst eine ineinandergreifende
Struktur geschaffen. Das ist laut Milks
deswegen bemerkenswert, weil für die
Bearbeitung des Holzes ein Werkzeug
notwendig war. Zwar bearbeiten auch
Schimpansen Holz, doch sie nutzen da-
für ihre Zähne.

Erstaunliche Fähigkeiten

Der Fund eröffnet auch deshalb neue
Perspektiven, weil unser Verständnis
von Innovationen bei frühen Hominini
fast ausschliesslich auf Steingeräten be-
ruht. Diese wurden lange vor allem als
Instrumente zum Zerlegen von Jagd-
beute angesehen. Auch an den Ka-
lambo-Fällen wurden Steinwerkzeuge
gefunden; sie geben weitere Hinweise
auf das hohe Alter der Holzobjekte.
Manche Archäologen überlegen aber
sogar, ob Holzbearbeitung die Ent-
wicklung von Steingeräten vorangetrie-
ben haben könnte.

«Vergessen Sie das Etikett ‹Stein-
zeit›», sagt Barham. «Schauen Sie, was
dieseLeute taten:Sie habenetwasNeues,
Grosses ausHolz gemacht.Sie haben ihre
Intelligenz, Vorstellungskraft und ihre
Fähigkeiten benutzt, um etwas herzu-
stellen, das sie nie zuvor gesehen hatten,
etwas, das es nie zuvor gegeben hatte.»

Wozu aber diente die Balkenkon-
struktion? Vor 476 000 Jahren sei die
Gegend stark bewaldet gewesen, schrei-
ben Barham und seine Kollegen. Die
frühen Menschen lebten hier in einer
immer wieder durchnässten Über-
schwemmungsebene. Möglicherweise
bauten sie eine erhöhte Plattform, einen
Steg oder auch das Fundament einer Be-
hausung. Das hatte man diesen frühen
Menschen bisher nicht zugetraut. Zum
einen, weil man annahm, sie seien stän-
dig unterwegs gewesen. Zum anderen,
weil man ihnen nur beschränkte techni-
sche Fähigkeiten zuschrieb.

«Sie haben ihre Umgebung ver-
ändert, um ihr Leben leichter zu ma-
chen, und wenn es nur war, indem sie
eine Plattform am Fluss errichteten, auf
der sie ihren täglichen Aufgaben nach-
gingen», sagt Barham. «Diese Leute
waren uns ähnlicher, als wir dachten.»

Ein Mann im libyschen Derna sitzt auf den Trümmern seines zerstörten Hauses. AMR ALFIKY / REUTERS

«Das Mittelmeer
ist ein Hot Spot
für vom Klimawandel
befeuerte Katastrophen.»
Friederike Otto
Klimaforscherin
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Nicht Bio,
Kostenwahrheit
rettet die
Umwelt
Die einen wollen Fleisch verbieten. Die anderen finden,
die Verantwortung für nachhaltige Ernährung liege
allein bei den Konsumenten. Doch beides ist falsch. Für
Umweltschutz braucht es vor allem die richtigen Preise.
Von Matthias Benz

Die Kunden der deutschen Supermarktkette Penny
staunten jüngst nicht schlecht, als ihnen der Dis-
counter die «wahren Kosten» von Lebensmitteln
verrechnete. Wiener Würstchen kosteten plötzlich
fast doppelt so viel wie üblich, Joghurts 40 Prozent
mehr. Penny wollte damit zeigen: So hoch wären die
korrekten Preise, wenn die Konsumenten auch für
die Umweltkosten aufkommen müssten, die bei der
Produktion der Lebensmittel entstehen.

Die Aktion von Penny war eher ein Marketing-
Gag. Sie umfasste nur neun Produkte und dauerte
eine Woche. Aber sie lenkte die Aufmerksamkeit
auf ein Problem,das im Kern der heutigen Debatten
über Ernährung und Landwirtschaft steht. Die Pro-
duktion von Lebensmitteln ist mit erheblichen Um-
weltbelastungen verbunden.Wie lassen sich die Um-
weltschäden auf ein verträgliches Mass reduzieren?

Mikromanagement des Bundes
Dass etwas passieren muss,bestreitet kaum mehr je-
mand.Zum einen ist die Landwirtschaft eine bedeu-
tende Quelle von Treibhausgasemissionen, die den
globalen Klimawandel antreiben. In der Schweiz
steht die Nahrungsmittelproduktion für 14 Prozent
der Emissionen. Diese stammen vor allem aus der
Tierhaltung für die Herstellung von Fleisch- und
Milchprodukten.Zum andern ist die Landwirtschaft
auch für viele lokale Umweltprobleme verantwort-
lich. Überdüngung und Pestizideinsatz – auch im
konventionellen Pflanzenanbau – belasten natur-
nahe Ökosysteme, verringern die Artenvielfalt
und verschmutzen das Grundwasser. Die gesam-
ten Umweltkosten der Landwirtschaft werden für
die Schweiz auf mindestens 3 Milliarden Franken
pro Jahr geschätzt. Bis jetzt werden diese Kosten
vor allem von der Allgemeinheit getragen.

Wie dieser Missstand behoben werden soll, dar-
über gehen die Meinungen jedoch auseinander.
Der Schweizer Staat setzt vor allem auf Mikro-
management. Das zeigt die «Klimastrategie für
Landwirtschaft und Ernährung», die der Bund ge-
rade vorgestellt hat. Nicht weniger als 42 Massnah-
men will die Bundesverwaltung vorantreiben, da-
mit sich die Bevölkerung künftig möglichst umwelt-
gerecht ernährt – also weniger Fleisch und mehr
Pflanzen isst. Allerorten soll aufgeklärt, informiert
und gefördert werden. Das wird vor allem die Ver-
waltung beschäftigen. Ob es auch etwas nützen
wird, ist zweifelhaft.

Linke Politiker wollen weiter gehen. Um den
Fleischkonsum zu reduzieren, möchten sie etwa
Altersheimen oder Kantinen vorschreiben, dass
sie nur noch vegane Gerichte auftischen dürfen. In
Zürich würden Sozialdemokraten und Grüne am
liebsten Kühe aus der Stadt verbannen, weil sie fin-
den, das würde dem globalen Klima guttun.Auf der
anderen Seite des Spektrums stehen oft die Land-
wirte. Sie wittern Bevormundung und finden, der
Staat habe den Leuten beim Essen nicht dreinzu-
reden. Sie sprechen gerne von Konsumentensou-
veränität. So heisst es beim Schweizer Bauernver-

band, man müsse eben produzieren, was die Kon-
sumenten verlangten. Mit anderen Worten: Wenn
den Leuten Umweltschutz wichtig ist, dann sollen
sie gefälligst mehr Bio- und Labelprodukte kaufen.
Dann würden die Bauern ihre Produktion auch ent-
sprechend anpassen.

Damit wird sämtliche Verantwortung auf den
Schultern der Konsumentinnen und Konsumenten
abgeladen.Aber das ist ebenso falsch wie staatliche
Bevormundung. Zwar stimmt es, dass die Kunden
mit dem Kauf von Bio- und Labelprodukten eine
nachhaltige Landwirtschaft fördern können. Aber
bei öffentlichen Gütern wie dem Umweltschutz
stösst private Initiative an Grenzen. Viele Konsu-
menten fragen sich zu Recht: Warum soll ich teure
Labelprodukte kaufen oder freiwillig Verzicht üben,
wenn die anderen Trittbrett fahren und mit ihrem
Nahrungsmittelkonsum die Umwelt weiterhin auf
Kosten der Allgemeinheit belasten? Als Folge da-
von verharren die Bio-Marktanteile bei rund 10
Prozent, und viele Bauern halten an der umwelt-
schädigenden intensiven Landwirtschaft fest.

Es braucht deshalb neue Ansätze. Der Königs-
weg für eine Ernährungs- und Landwirtschafts-
politik, die gleichzeitig umweltgerecht und libe-
ral ist, heisst Kostenwahrheit. Das Prinzip ist so
einfach wie in den Wirtschaftswissenschaften alt-
bekannt. Wenn es Umweltkosten zulasten der
Allgemeinheit gibt (im Fachjargon: Externalitä-
ten), sollen diese im Preis berücksichtigt (inter-
nalisiert) werden. Dann lohnt sich Umweltschutz.
Produzenten und Konsumenten weichen auf um-
weltfreundlichere Güter aus. Die Umweltschäden
gehen auf ein Niveau zurück, das gesellschaft-
lich tragbar ist.

Wie in der Klimapolitik
Wie das Prinzip der Kostenwahrheit für den Nah-
rungsmittelsektor umgesetzt werden könnte, haben
der Zürcher Agrarökonom Felix Schläpfer und der
Berater Markus Ahmadi jüngst in einem Buch dar-
gestellt. Sie fordern einerseits, dass Subventionen

Konsumentinnen und
Konsumenten könnten wieder
aufs Wesentliche achten:
auf die Qualität und die
Frage, ob ihnen ein Produkt
den verlangten Preis wert ist.

für umweltschädliche Produktionsweisen abgebaut
werden. Anderseits schlagen sie die Einführung
von Lenkungsabgaben vor. Solche Abgaben müss-
ten erhoben werden auf den Treibhausgasemissio-
nen, die bei der Lebensmittelproduktion anfallen,
sowie auf den Treibern der intensiven Landwirt-
schaft – Kunstdünger, Pestizide oder Futtermittel.
Die Strategie wäre mithin ähnlich wie in der Klima-
politik. Um den Klimaschutz effizient zu gestalten,
plädieren Ökonomen dafür, CO2-Emissionen mit
einem Preis zu versehen. Dann engagieren sich
Menschen und Unternehmen aus eigenem Inter-
esse für den Umweltschutz.

Das Prinzip der Kostenwahrheit weckt aller-
dings auch Kritik und Ängste. Werden Lebensmit-
tel in der Schweiz dann nicht noch teurer? Die Ant-
wort lautet Ja und Nein. Die Preise von Nahrungs-
mitteln mit einer schlechten Ökobilanz würden tat-
sächlich steigen, wenn jeder die «wahren Kosten»
bezahlen müsste.Aber gleichzeitig wäre es wichtig,
dass die Politik die Einnahmen aus den Lenkungs-
abgaben vollständig an die Bevölkerung zurückver-
teilt. Für den durchschnittlichen Haushalt würde
dann der Nahrungsmittelkonsum in der Summe
nicht teurer. Wer hingegen gerne viel Fleisch,
Milchprodukte und Eier isst, müsste in den sauren
Apfel beissen und sich überlegen, ob ihm das die
höheren Preise wert ist.

Widerstand gibt es auch von den Bauern. Sie sa-
gen: «Wenn wir umweltschonend produzieren müs-
sen, steigen unsere Kosten, und die Menschen kau-
fen dann einfach im Ausland ein, weil es günstiger
ist.» Der Einwand ist berechtigt. Kostenwahrheit
sollte grundsätzlich auch für importierte Lebens-
mittel gelten. Der Staat hat Ansatzpunkte, um hier
regulierend einzugreifen. So könnte der Bund die
bestehenden Importzölle abstufen: Für nachhal-
tig produzierte Lebensmittel wie Bio-Produkte
könnten sie heruntergesetzt, für umweltbelastende
Importe erhöht werden.

Linke Politiker werden schliesslich einwenden,
dass der Weg der Kostenwahrheit viel zu lange
dauere und die «Ernährungswende» viel beherzter
angepackt werden müsse. Doch sie sollten beden-
ken, dass alles, was nach Verboten und Vorschriften
riecht, einen grossen Teil der Bevölkerung abstösst.
Die Debatte um die Ernährung wird auch deshalb
so erbittert geführt, weil das Thema den Leuten so
nahegeht. Essen ist Alltag, Gewohnheit, Tradition
und Genuss. Die Menschen mögen es nicht, wenn
ihnen Politiker auf die Teller greifen.

Ein freiheitlicher Weg
Das Prinzip der Kostenwahrheit ist deshalb auch
ein Angebot zur Entspannung. Es würde Konflikt-
potenzial aus den Debatten um die Ernährung neh-
men. Zudem wäre es mit Erleichterungen für die
Konsumenten verbunden. Für Supermarktkunden
ist der tägliche Einkauf heute oft ein Spiessruten-
lauf. Wer bei jedem Produkt wissen will, wie die
Ökobilanz genau aussieht, ist schnell überfordert.
Anders wäre es, wenn der Ladenpreis bei allen
Lebensmitteln die vollen Kosten enthalten würde.
Die Konsumentinnen und Konsumenten müssten
sich kein schlechtes Gewissen mehr machen. Sie
könnten wieder aufs Wesentliche achten: auf die
Qualität und die Frage, ob ihnen ein Produkt den
verlangten Preis wert ist.

Das Prinzip der Kostenwahrheit ist der freiheit-
liche Weg, um zu einer umweltgerechten Ernäh-
rung zu kommen. Niemandem wird vorgeschrieben,
was er noch essen darf und was nicht. Aber gleich-
zeitig werden die Umweltfolgen des Nahrungsmit-
telkonsums nicht ausgeblendet. Konsumenten und
Produzenten müssen eine Verantwortung tragen,
die zu einer freiheitlichen Gesellschaft gehört: dass
sie für die Kosten ihres Tuns geradestehen. Wenn
die Umweltexternalitäten so bedeutend sind wie
bei Nahrungsmitteln, ist es gerechtfertigt, dass der
Staat die richtigen Leitplanken setzt. Sie bestehen
nicht aus Zwang oder bürokratischer Feinsteue-
rung, sondern aus Kostenwahrheit.


